
 

 

Ihre Steuerkanzlei informiert.

SCHAUFENSTER

STEUERN
03/2017

Termine
Steuern und Sozialversicherung

Firmenwagen
Zuzahlungen mindern geldwerten Vorteil

Bestandskräftiger Bescheid
Änderung wegen "mechanischen Versehens"

Hank und Partner mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 0791/950310

info@hank-und-partner.de

Sehr geehrte Mandanten,

mittels eines Investitionsabzugsbetrags ist es möglich, steuermin-

dernde Abschreibungen für eine zukünftige Investition auf einen Zeit-

raum vor der eigentlichen Investition vorzuziehen.

Neben zahlreichen Voraussetzungen ist es natürlich von enormer

Bedeutung, dass die geplante Investition später auch tatsächlich

durchgeführt wird. Investiert man nicht, wird der steuermindernde

Investitionsabzugsbetrag wieder rückgängig gemacht und: außer Spe-

sen nichts gewesen. Unter dem Strich kann man daher sagen, dass

eine begünstigte Investition Grundvoraussetzung dafür ist, dass sich

die Steuergestaltung mittels Investitionsabzugsbetrag auch tatsäch-

lich lohnt.

Strittig ist nun, was denn eine begünstigte Investition ist bzw. besser

gesagt: Wo muss diese durchgeführt werden? Das FG Baden-Würt-

temberg (Az: 9 K 2928/13) hat dazu eine sehr erfreuliche Meinung.

Danach ist es nämlich durchaus möglich, dass der steuermindernde

Investitionsabzugsbetrag im Gesamthandsvermögen einer Personen-

gesellschaft gebildet wird und die begünstigte Investition dann später

im Sonderbetriebsvermögen eines Gesellschafters realisiert wird.

In der Praxis ist diese Sichtweise zu begrüßen. Auf diese Weise wird

es nicht nur einfacher, sondern es werden auch noch Gestaltungsspiel-

räume eröffnet. Kein Wunder, dass der Fiskus Revision beim BFH (Az:

IV R 21/16) eingelegt hat.

Ob das oberste Finanzgericht der Republik nicht vielleicht sogar die

erstinstanzliche Meinung bestätigten wird, ist keinesfalls ausgeschlos-

sen. Man kann also noch auf diese Steuergestaltungsmöglichkeit hof-

fen.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.3.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.3. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.3.2017.

Firmenwagen: Zuzahlungen mindern geldwerten 
Vorteil

Nutzungsentgelte und andere Zuzahlungen des Arbeitnehmers an 

den Arbeitgeber für die außerdienstliche Nutzung eines betrieblichen 

Kfz mindern den Wert des geldwerten Vorteils aus der Nutzungsüber-

lassung. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit zwei Urteilen zur 

Kfz-Nutzung für private Fahrten und für Fahrten zwischen Wohnung 

und regelmäßiger Arbeitsstätte entschieden. Der BFH hat dabei seine 

Rechtsprechung zugunsten der Steuerpflichtigen insoweit modifiziert, 

als nunmehr nicht nur ein pauschales Nutzungsentgelt, sondern auch 

einzelne (individuelle) Kosten des Arbeitnehmers – entgegen der Auf-

fassung der Finanzbehörden – bei Anwendung der so genannten Ein-

Prozent-Regelung steuerlich zu berücksichtigen sind.

Im ersten Fall (VI R 2/15) hatten sich der Kläger und sein Arbeitgeber 

die Kosten des Dienstwagens, den der Kläger auch für private Zwecke 

nutzen durfte, geteilt. Der Kläger trug sämtliche Kraftstoffkosten (cir-

ca 5.600 Euro). Die übrigen Pkw-Kosten übernahm der Arbeitgeber. 

Der geldwerte Vorteil aus der Kfz-Überlassung wurde nach der Ein-

Prozent-Regelung (§ 8 Absatz 2 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) 

in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG) berechnet und be-

trug circa 6.300 Euro. Der Kläger begehrte, die von ihm im Streitjahr 

getragenen Kraftstoffkosten als Werbungskosten bei den Einkünften 

aus nichtselbstständiger Arbeit zu berücksichtigen. Das Finanzgericht 

(FG) gab der Klage statt und setzte den Vorteil aus der Privatnutzung 

lediglich in Höhe von 700 Euro fest.

Der BFH hat die Vorinstanz im Ergebnis bestätigt. Leistet der Arbeit-

nehmer an den Arbeitgeber für die außerdienstliche Nutzung eines 

Dienstwagens ein Nutzungsentgelt, mindere dies den Wert des geld-

werten Vorteils aus der Nutzungsüberlassung. Ebenso sei es, wenn der 

Arbeitnehmer im Rahmen der privaten Nutzung einzelne (individuelle) 

Kosten (hier: Kraftstoffkosten) des betrieblichen Pkw trägt. Der Um-

stand, dass der geldwerte Vorteil aus der Kfz-Überlassung nach der 

Ein-Prozent-Regelung ermittelt worden ist, steht dem nach dem aktu-

ellen Urteil nicht mehr entgegen. Der BFH war demgegenüber bislang 

davon ausgegangen, dass vom Arbeitnehmer selbst getragene Kfz-

Kosten nicht steuerlich berücksichtigt werden können, wenn der Nut-

zungsvorteil pauschal nach der so genannten Ein-Prozent-Regelung 

(anstelle der so genannten Fahrtenbuchmethode) bemessen wird.

Allerdings könne der Wert des geldwerten Vorteils aus der Dienstwa-

genüberlassung durch Zuzahlungen des Arbeitnehmers lediglich bis zu 

einem Betrag von null Euro gemindert werden, betont der BFH. Ein 

geldwerter Nachteil könne aus der Überlassung eines Dienstwagens 

zur Privatnutzung nicht entstehen, und zwar auch dann nicht, wenn die 

Eigenleistungen des Arbeitnehmers den Wert der privaten Dienstwa-

gennutzung und der Nutzung des Fahrzeugs zu Fahrten zwischen Woh-

nung und Arbeitsstätte übersteigen. Ein verbleibender „Restbetrag“ 

bleibe daher ohne steuerliche Auswirkungen. Er könne insbesondere 

nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger 

Arbeit abgezogen werden.

Deshalb hat der BFH die Revision des Klägers im zweiten Fall (VI R 

49/14) zurückgewiesen. Der Arbeitnehmer hatte für die Privatnutzung 

des Dienstwagens an seinen Arbeitgeber ein Nutzungsentgelt von circa 

6.000 Euro geleistet, das höher als der nach der Fahrtenbuchmethode 

ermittelte geldwerte Vorteil (§ 8 Absatz 2 Satz 2 EStG in Verbindung 
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mit § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG) von circa 4.500 Euro war und in sei-

ner Einkommensteuererklärung den überschießenden Betrag bei sei-

nen Arbeitnehmereinkünften steuermindernd geltend gemacht. Dem 

sind Finanzamt und FG entgegengetreten. Der BFH hat dies bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Urteile vom 30.11.2016, VI R 2/15 und VI R 49/14

Bestandskräftiger Bescheid: Änderung wegen  
„mechanischen Versehens“

Das Finanzamt ist berechtigt, eine bestandskräftige Steuerfestsetzung 

zulasten der Steuerpflichtigen bei einer falschen Vorstellung über die 

Verarbeitung der eingegebenen Daten zu ändern. Dies hebt das Fi-

nanzgericht (FG) Baden-Württemberg hervor.

Die Kläger, Eheleute, haben in ihrer Steuererklärung für 2011 unter 

Mitwirkung eines Steuerberaters in Anlage KAP Zeile 7 Kennzahl 10 

die Summe der in den Steuerbescheinigungen verschiedener Banken 

ausgewiesenen Kapitalerträge erklärt und in Kennzahl 20 irrtümlich 

nur den in der Steuerbescheinigung einer Bank als unter Kennzahl 20 

einzutragenden Betrag angegeben. Bei Durchführung der Veranlagung 

gab die Sachbearbeiterin die in Zeile 7 erklärten Beträge manuell in 

das automatische Datenverarbeitungssystem ein. Dies führte bei der 

Erstellung des Einkommensteuerbescheids dazu, dass nicht mehr die 

unter Kennzahl 10 erklärte Summe aller Kapitalerträge, sondern nur 

noch der in Kennzahl 20 erklärte Kapitalertrag als Einkünfte erfasst 

und der Besteuerung unterworfen worden ist. Die mit der Prüfberech-

nung ausgegebenen 25 Dokumentationshinweise erledigte die Sach-

bearbeiterin mit „ok“ und ihr Sachgebietsleiter gab den Fall frei. Im 

Rahmen einer Sicherheitsrevision beim beklagten Finanzamt wurde 

festgestellt, dass die Eintragung in Zeile 7 Kennzahl 20 nicht den in den 

Steuerbescheinigungen ausgewiesenen Einkünfte aus Kapitalvermö-

gen entspreche und das Finanzamt diesen Fehler übernommen habe. 

Daraufhin änderte dieses den bestandskräftigen Einkommensteuerbe-

scheid für 2011.

Das FG entschied, dass das Finanzamt die bestandskräftige Steuerfest-

setzung nach § 129 Abgabenordnung ändern durfte. Ein mechanisches 

Versehen sei „eine ähnliche offenbare Unrichtigkeit“, wenn die Eintra-

gung des falschen Werts auf einer Unkenntnis über die richtige Eingabe 

zutreffend beurteilter Auswirkungen oder des zutreffend beurteilten 

Sachverhalts beruhe. Dies sei im Streitfall gegeben. Die Sachbearbei-

terin habe über die Bedeutung von ihr eingegebener Schlüsselzahlen 

zur Datenverarbeitung geirrt und unbeabsichtigt unrichtige Werte 

eingegeben beziehungsweise insoweit die fehlerhaften Angaben des 

Steuerpflichtigen als eigene übernommen. Der technische Ablauf der 

Verarbeitung der erklärten beziehungsweise eingegebenen Daten sei 

nicht bekannt gewesen. Die Sachbearbeiterin und ihr Sachgebietsleiter 

hätten von den in Zeile 7 Kennzahl 20 einzutragenden Werten eine 

falsche Vorstellung gehabt. Damit sei die Übernahme des in der Steu-

ererklärung angegebenen Betrags ein mechanischer Fehler, der auf 

einer irrigen Vorstellung des Ablaufs des Rechenprogramms und der 

nachgereichten Anlage KAP beruhe. Eine Berichtigung sei verschulden-

sunabhängig und damit zulässig, wenn sowohl die Sachbearbeiterin als 

auch ihr Sachgebietsleiter oberflächlich gearbeitet haben, indem sie 

die Prüfberechnung nicht näher angeschaut und die dort ausgewiese-

nen Einkünfte aus Kapitalvermögen keiner Plausibilitätskontrolle un-

terzogen haben.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 06.10.2016, 3 K 

2692/15

Erbschaftsteuer: Keine vorläufige Festsetzung mehr

Nachdem das Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schen-

kungsteuergesetzes (ErbStG) an die Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts vom 04.11.2016 rückwirkend am 01.07.2016 in Kraft 

getreten ist, besteht kein Anlass mehr, Festsetzungen der Erbschaft-

steuer (Schenkungsteuer) sowie Feststellungen nach § 13a Absatz 1a 

ErbStG alter Fassung und nach § 13b Absatz 2a ErbStG alter Fassung 

weiterhin vorläufig durchzuführen. Wie das Bundesfinanzministerium 

mitteilt, sind deswegen die gleich lautenden Erlasse der obersten Fi-

nanzbehörden der Länder vom 05.11.2015 am 16.01.2017 mit soforti-

ger Wirkung aufgehoben worden. 

Bundesfinanzministerium, PM vom 16.01.2017
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Fondsbeteiligung an „Schrottimmobilien“:  
Rückabwicklung im Umfang von Entschädigungs-
zahlungen nicht steuerbar

Zahlungen bei der Rückabwicklung von Immobilienfonds mit so ge-

nannten Schrottimmobilien können in ein steuerpflichtiges Veräuße-

rungsentgelt und eine nicht steuerbare Entschädigungsleistung aufzu-

teilen sein, wie der Bundesfinanzhof (BFH) mit drei gleich lautenden 

Urteilen entschieden hat. Die Entscheidungen sind laut BFH für zahl-

reiche Anleger von Bedeutung, die sich an geschlossenen Immobilien-

fonds beteiligt und in der Folge von Schadenersatzprozessen wegen 

Prospekthaftung von der Beteiligung wieder getrennt haben.

In den entschiedenen Fällen hatten sich die Kläger an geschlossenen 

Immobilienfonds beteiligt, die nicht werthaltige Immobilien enthiel-

ten und die zugesagten Erträge nicht erwirtschaften konnten. In der 

Folge sah sich die Bank, auf deren Initiative die Beteiligungen gegrün-

det und vertrieben worden waren, zahlreichen Klagen von getäuschten 

Anlegern auf Schadenersatz und Rückabwicklung ausgesetzt. Im Jahr 

2005 bot eine eigens dazu gegründete Tochtergesellschaft des Kredit-

instituts den Klägern an, die Beteiligungen wieder zurück zu nehmen. 

Voraussetzung war, dass die Kläger im Gegenzug ihre Schadenersatz-

klagen zurücknahmen und auf die Geltendmachung weiterer Ansprü-

che verzichteten. Die Kläger machten von dem Angebot Gebrauch und 

erhielten für die Übertragung ihres Anteils jeweils eine als „Kaufpreis“ 

bezeichnete Zahlung.

Die Finanzämter gingen jeweils von steuerbaren Veräußerungsgewin-

nen aus. Mit ihnen kam es zum Streit darüber, ob die Zahlungen als 

Schadenersatz dem nicht steuerbaren Bereich zuzuordnen waren. Da-

rüber hinaus war auch die Ermittlung des Veräußerungsgewinns durch 

die Finanzverwaltung streitig. Die in den jeweiligen Klageverfahren 

angerufenen Finanzgerichte sahen die Zahlungen als steuerbar an und 

bestätigten auch die Berechnungsmethode der Finanzverwaltung.

Der BFH hat in allen Fällen die Ausgangsentscheidungen aufgeho-

ben und die Verfahren an die Finanzgerichte zurückverwiesen. Zwar 

handele es bei den Rückerwerben der Beteiligungen um private Ver-

äußerungsgeschäfte. Die an die Kläger gezahlten Beträge seien aber 

auch für andere Verpflichtungen, nämlich zugleich als Entgelt für den 

Verzicht auf Schadenersatzansprüche aus deliktischer und vertragli-

cher Haftung und die Rücknahme der Schadenersatzklagen, gezahlt 

worden. Insoweit müsse das Entgelt aufgeteilt werden. Denn die Bank 

habe die Vereinbarung in erster Linie geschlossen, um die belastende 

Situation aufgrund der zahlreichen Schadenersatzklagen und die damit 

verbundene finanzielle Unsicherheit zu beseitigen.

Zudem hat der BFH in den Entscheidungen die Berechnungsmethode 

der Finanzverwaltung für die Ermittlung der Einkünfte bei der Veräu-

ßerung von Anteilen an geschlossenen Immobilienfonds verworfen.

Bundesfinanzhof, Urteile vom 06.09.2016, IX R 44/14,  IX R 45/14 und 

IX R 27/15

Verluste aus Knock-Out-Zertifikaten mit  
Stopp-Loss-Schwelle sind steuerlich abzugsfähig

Anschaffungskosten für Knock-Out-Zertifikate sind auch im Verlustfall 

bei den Einkünften aus Termingeschäften als Werbungskosten zu be-

rücksichtigen, wenn die Zertifikate eine Stopp-Loss-Schwelle haben, 

die dem Basispreis vorgelagert ist. Dies gilt sowohl vor als auch nach 

Einführung der Abgeltungssteuer. Zu diesem Ergebnis kommt das Fi-

nanzgericht (FG) Köln.

Der Kläger erlitt in den Streitjahren 2008 bis 2011 Verluste aus Ge-

schäften mit so genannten Open-End-Knock-Out-Zertifikaten, die 

ohne Laufzeitbegrenzung an Indizes beziehungsweise einen bestimm-

ten Aktienkurs gekoppelt waren. Da die Stopp-Loss-Schwelle über dem 

Basispreis lag, wurde in jedem Knock-Out-Fall ein Betrag ermittelt, der 

dem Anleger als „Restwert“ ausbezahlt wurde. Dieser Restwert ent-

sprach der Differenz aus dem Auflösungskurs und dem Basispreis und 

konnte im schlechtesten Fall auch 0,001 Euro je Wertpapier betragen. 

Die vom Kläger in den Streitjahren beim Finanzamt geltend gemach-

ten Verluste resultierten in Höhe von circa 600.000 Euro daraus, dass 

die Laufzeit der erworbenen Knock-Out-Produkte endete, weil die 

Stopp-Loss-Schwelle erreicht wurde. Das Finanzamt lehnte die steu-

erliche Berücksichtigung dieser Verluste sowohl für die Zeit vor (2008) 

als auch nach Einführung der Abgeltungssteuer (ab 2009) ab.

Das FG Köln gab der hiergegen gerichteten Klage für alle Jahre statt. 

Im Jahr 2008 berücksichtigte er die Aufwendungen für die Knock-Out-

Zertifikate als Werbungskosten bei den Einkünften aus Termingeschäf-

ten gemäß § 22 Nr. 2, § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Einkommensteu-
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ergesetz (EStG). Da die Zertifikate bei Erreichen der vorgelagerten 

Stopp-Loss-Schwelle abgerechnet wurden und der Differenzbetrag 

vereinbarungsgemäß ausbezahlt wurde, fehlt es nach Ansicht des FG 

anders als in den vom BFH entschiedenen Knock-Out-Fällen nicht 

an der erforderlichen „Beendigung“ der Geschäfte. Im Anwendungs-

bereich der Abgeltungssteuer seien die Anschaffungskosten für die 

Knock-Out-Produkte als Aufwendungen im unmittelbaren sachlichen 

Zusammenhang mit einem Termingeschäft gemäß § 20 Absatz 2 Satz 

1 Nr. 3a EStG zu berücksichtigen (§ 20 Absatz 4 Satz 5 EStG).

Das FG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens ge-

gen sein Urteil die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen (dortiges 

Aktenzeichen: VIII R 1/17).

Finanzgericht Köln, Urteil vom 26.10.2016, 7 K 3387/13, nicht rechts-

kräftig

Ausländische Kapitaleinkünfte unterliegen nicht dem 
Progressionsvorbehalt

Ausländische Kapitaleinkünfte eines nach § 1 Absatz 3 Einkommen-

steuergesetz (EStG) unbeschränkt Steuerpflichtigen unterliegen nicht 

dem Progressionsvorbehalt. Dies geht aus einem Urteil des Finanzge-

richts (FG) Münster hervor.

Der Kläger hatte in den Streitjahren 2011 bis 2013 einen Wohnsitz in 

Österreich und bezog aus der deutschen gesetzlichen Rentenversiche-

rung eine Leibrente. Daneben erzielte er österreichische Kapitalerträ-

ge, für die in Österreich Kapitalertragsteuer einbehalten worden war. 

Das Finanzamt behandelte den Kläger und seine Ehefrau – die Klägerin 

– gemäß § 1 Absatz 3 EStG antragsgemäß als unbeschränkt steuer-

pflichtig und veranlagte sie zusammen zur Einkommensteuer. Dabei 

unterwarf es die österreichischen Kapitaleinkünfte dem Progressions-

vorbehalt. Hiergegen wandten die Kläger ein, dass Kapitalerträge, die 

der Abgeltungssteuer unterliegen, nicht zur Anwendung des Progres-

sionsvorbehalts führen könnten. Das Finanzamt ging demgegenüber 

davon aus, dass die Kläger bei einem rein inländischen Sachverhalt 

aufgrund ihres niedrigen persönlichen Steuersatzes eine Günstigerprü-

fung beantragt hätten, die zu einer Besteuerung der Kapitaleinkünfte 

nach der tariflichen Einkommensteuer geführt hätte.

Die Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Das FG entschied, dass die 

österreichischen Kapitaleinkünfte des Klägers nicht dem Progressi-

onsvorbehalt unterliegen. Zum einen handele es sich nicht um nach 

einem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) steuerfreie Einkünfte. 

Das DBA Österreich sei nicht anwendbar, weil der Kläger die Einkünfte 

aus dem Staat bezogen habe, in dem er auch seinen Wohnsitz hatte, 

nämlich Österreich.

Zum anderen lägen auch die Voraussetzungen des § 32b Absatz 1 Satz 

1 Nr. 5 EStG nicht vor. Nach dieser Vorschrift greife der Progressions-

vorbehalt zwar für solche Einkünfte ein, die bei Anwendung von § 1 

Absatz 3 EStG bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 

unberücksichtigt bleiben. Hierbei seien jedoch Kapitaleinkünfte außer 

Betracht zu lassen. Dies folge aus der gesetzlichen Anordnung (§ 2 Ab-

satz 5b EStG), wonach Kapitaleinkünfte wegen des für sie geltenden 

einheitlichen Steuersatzes von 25 Prozent einem besonderen Besteu-

erungsregime unterlägen. Hierfür spreche auch, dass die Regelungen 

über den Progressionsvorbehalt an die tarifliche Einkommensteuer 

anknüpfen, die für Kapitaleinkünfte gerade nicht gelte.

Die Kläger seien für Zwecke des Progressionsvorbehalts vielmehr so 

zu stellen, als ob sie die Kapitaleinkünfte im Inland bezogen hätten. 

In diesem Fall wäre, so das FG, der Abgeltungssteuersatz anwendbar 

gewesen. Denn ein Ausnahmetatbestand hätte nicht eingegriffen. Ins-

besondere könne nicht von der Ausübung des Wahlrechts zur Anwen-

dung des tariflichen Einkommensteuersatzes ausgegangen werden, da 

ein solcher Antrag einer Fiktion nicht zugänglich sei. Im Übrigen hätten 

die Kläger keinen Progressionsvorteil erlangt, weil die Kapitaleinkünfte 

in Österreich mit 25 Prozent besteuert worden seien. Für die Anwen-

dung des Progressionsvorbehalts bestehe daher kein Bedürfnis. 

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher 

Bedeutung zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 07.12.2016, 11 K 2115/15 E, nicht 

rechtskräftig
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Freiberufler

Unerlaubte Konkurrenztätigkeit: Nicht bereits  
bei falscher Angabe des beruflichen Status als  
„Freiberufler“

Die falsche Angabe des beruflichen Staus als „Freiberufler“ auf Xing 

rechtfertigt ohne Hinzutreten weiterer Umstände keine fristlose Kün-

digung wegen einer unerlaubten Konkurrenztätigkeit. Dies hat das 

Landesarbeitsgericht (LAG) Köln entschieden.

Der Kläger war Mitarbeiter einer Steuerberaterkanzlei. Die Parteien 

vereinbarten im Wege eines Aufhebungsvertrages die Beendigung 

ihres Arbeitsverhältnisses mit mehrmonatiger Auslauffrist. Kurz vor 

Ende des Arbeitsverhältnisses stellte die beklagte Arbeitgeberin fest, 

dass der Kläger in seinem privaten XING-Profil bereits angegeben hat-

te, als „Freiberufler“ tätig zu sein. Sie sprach die fristlose Kündigung 

des Arbeitsverhältnisses aus, weil sie hierin eine unzulässige Konkur-

renztätigkeit sah. Aufgrund der überwiegend beruflichen Nutzung des 

sozialen Netzwerks XING sei davon auszugehen, dass der Kläger hier-

mit aktiv eine freiberufliche Tätigkeit in Konkurrenz zur Arbeitgeberin 

beworben und Mandanten habe abwerben wollen.

Das LAG hat die außerordentliche Kündigung in Übereinstimmung mit 

der Vorinstanz als rechtsunwirksam angesehen. Einem Arbeitnehmer 

sei zwar grundsätzlich während des gesamten rechtlichen Bestandes 

des Arbeitsverhältnisses eine Konkurrenztätigkeit untersagt. Zulässig 

seien jedoch Handlungen, mit denen eine spätere Konkurrenztätig-

keit nach Ende des Arbeitsverhältnisses lediglich vorbereitet wird. Die 

Grenze der noch zulässigen Vorbereitungshandlung werde erst bei ei-

ner aktiv nach außen tretenden Werbung für eine Konkurrenztätigkeit 

überschritten. Dies könne bei der fehlerhaften Angabe, der – aktuelle 

– berufliche Status sei „Freiberufler“, ohne Hinzutreten weiterer Um-

stände nicht angenommen werden.

Entscheidend für das LAG war auch, dass der Name der Arbeitgeberin 

im XING-Profil weiterhin als aktuelle Tätigkeit genannt war und unter 

der XING-Rubrik „Ich suche“ gerade keine Angaben durch den Kläger 

dahingehend vorgenommen worden waren, dass freiberufliche Man-

date gesucht werden.

Die Revision wurde nicht zugelassen.

Landesarbeitsgericht Köln, Urteil vom 07.02.2017, 12 Sa 745/16

Facebook-Auftritt des Arbeitgebers: Ausgestaltung 
bestimmter Funktionen kann Mitbestimmung des 
Betriebsrats unterliegen

Ermöglicht der Arbeitgeber auf seiner Facebook-Seite anderen Nutzern 

des Netzwerkes die Veröffentlichung so genannter Besucher-Beiträge 

(Postings), die sich nach ihrem Inhalt auf das Verhalten oder die Leis-

tung einzelner Beschäftigter beziehen, unterliegt die Ausgestaltung 

dieser Funktion der Mitbestimmung des Betriebsrats. Dies stellt das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Die Arbeitgeberin ist das herrschende Unternehmen eines Konzerns, 

der Blutspendedienste betreibt. Bei den Blutspendeterminen sind ein 

oder mehrere Ärzte sowie bis zu sieben weitere Beschäftigte tätig. Sie 

tragen Namensschilder. Im April 2013 richtete die Arbeitgeberin bei 

Facebook eine Seite für konzernweites Marketing ein. Bei Facebook re-

gistrierte Nutzer können dort Postings einstellen. Nachdem sich Nut-

zer darin zum Verhalten von Arbeitnehmern geäußert hatten, machte 

der Konzernbetriebsrat geltend, die Einrichtung und der Betrieb der 

Facebook-Seite sei mitbestimmungspflichtig. Die Arbeitgeberin kön-

ne mit von Facebook bereitgestellten Auswertungsmöglichkeiten die 

Beschäftigten überwachen. Unabhängig davon könnten sich Nutzer 

durch Postings zum Verhalten oder der Leistung von Arbeitnehmern 

öffentlich äußern. Das erzeuge einen erheblichen Überwachungsdruck. 

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen die Abweisung seiner 

Anträge durch das Landesarbeitsgericht hatte vor dem BAG teilweise 

Erfolg. Der Mitbestimmung unterliege die Entscheidung der Arbeitge-

berin, Postings unmittelbar zu veröffentlichen. Soweit sich diese auf 

das Verhalten oder die Leistung von Arbeitnehmern beziehen, führe 

das zu einer Überwachung von Arbeitnehmern durch eine technische 

Einrichtung im Sinne des § 87 Absatz 1 Nr. 6 des Betriebsverfassungs-

gesetzes. 

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 13.12.2016, 1 ABR 7/15
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Rechnungsberichtigung: Setzt nicht zwingend  
Rückzahlung bezahlter Umsatzsteuer an leistenden 
Unternehmer voraus 

Eine Rechnungsberichtigung bei einem Dauerschuldverhältnis (hier: 

Verpachtung von Inventar an eine Pflegeeinrichtung) setzt keine Rück-

zahlung der bezahlten Umsatzsteuer an den leistenden Unternehmer 

voraus, wenn der Leistungsempfänger keinen Vorsteuerabzug geltend 

gemacht hat. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Die Klägerin verpachtete ein Grundstück an eine KG, die dort eine voll-

stationäre Pflegeeinrichtung im Sinne des Sozialgesetzbuch XI unter-

hielt. Daneben schlossen beide Parteien einen Heimausstattungsmiet-

vertrag, mit dem sich die Klägerin verpflichtete, der KG die gesamten 

Einrichtungsgegenstände zum Betrieb der Pflegeeinrichtung zur Ver-

fügung zu stellen. Im Heimausstattungsmietvertrag wurde eine mo-

natliche Miete zuzüglich Umsatzsteuer vereinbart, die die Klägerin an 

das Finanzamt abführte. Unter Hinweis auf die neuere Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofes (BFH) beantragte die Klägerin, die Vermietung 

der Einrichtungsgegenstände als steuerfreie Nebenleistung zur Grund-

stücksüberlassung zu behandeln. Sie verwies auf ein Schreiben an die 

KG, mit der sie den Ausweis der Umsatzsteuer widerrufen und darauf 

hingewiesen hatte, dass sich für die KG mangels Vorsteuerabzugsbe-

rechtigung keine Umsatzsteueränderungen ergäben.

Die Befreiung lehnte das Finanzamt mit der Begründung ab, dass die 

Vermietung des Inventars steuerpflichtig sei. Darüber hinaus schulde 

die Klägerin die Umsatzsteuer nach § 14c Absatz 1 Umsatzsteuergesetz 

(UStG), weil die Rechnungsberichtigung nicht hinreichend bestimmt 

und keine Rückzahlung des unberechtigt ausgewiesenen Steuerbetra-

ges erfolgt sei.

Das FG Münster gab der Klage statt. Die Vermietung des Inventars 

sei als Nebenleistung zur steuerfreien Verpachtung des Grundstücks 

ebenfalls umsatzsteuerfrei. Beide Überlassungsverträge bildeten in 

wirtschaftlicher Hinsicht objektiv eine Gesamtheit, da die Klägerin der 

KG ein betriebs- und benutzungsfähiges Pflegeheim zur Verfügung ge-

stellt habe. Dass gesonderte Verträge über die beiden Nutzungsüber-

lassungen vereinbart wurden, sei dagegen nicht von entscheidender 

Bedeutung.

Die Klägerin schulde die Umsatzsteuer auch nicht wegen unrichtigen 

Steuerausweises nach § 14c Absatz 1 UStG. Der Heimausstattungs-

mietvertrag stelle zwar eine Rechnung im Sinne dieser Vorschrift dar. 

Diesen unrichtigen Steuerausweis habe die Klägerin aber durch ihr 

Schreiben an die KG berichtigt und damit hinreichend deutlich zum 

Ausdruck gebracht, dass sie die Rechnung korrigiert habe. Für die vom 

Finanzamt für erforderlich gehaltene Rückzahlung des zu Unrecht aus-

gewiesenen Steuerbetrages ergäbe sich aus dem Gesetz kein Anhalts-

punkt. Jedenfalls für Sachverhalte, in denen der Leistungsempfänger 

wie hier tatsächlich keinen Vorsteuerabzug aus dem unrichtigen Steu-

erausweis vorgenommen habe, bestehe kein Bedürfnis, die Berichti-

gung der Umsatzsteuer von einer Rückzahlung abhängig zu machen.

Das FG Münster hat die Revision gegen sein Urteil zugelassen. Diese ist 

beim BFH unter dem Aktenzeichen XI R 28/16 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 13.09.2016, 5 K 412/13 U, nicht 

rechtskräftig

Steuerabzug: Auch bei umfassender Rechte- 
überlassung ausländischer Autoren und Journalisten

Überlassen ausländische Autoren oder Journalisten einem deutschen 

Medienunternehmen ihre Werke zur umfassenden Nutzung, ist ein 

Steuerabzug nach § 50a Einkommensteuergesetz (EStG) vom Hono-

rar vorzunehmen. Nach zwei Entscheidungen des Finanzgerichts (FG) 

Köln gilt dies auch für den Fall, dass ein so genannter „total buy out“ 

vorliegt, also sämtliche Rechte gegen eine Pauschalvergütung über-

tragen werden.

In den Verfahren wendeten sich die Kläger gegen den Steuerabzug des 

Finanzamts mit der Begründung, dass die umfassende Rechteüberlas-

sung steuerrechtlich den Verkauf der Rechte am Werk darstelle. Die 

Vorschrift des § 50a Absatz 1 Nr. 3 EStG unterwerfe jedoch nur die 

Nutzungsüberlassung von Rechten, insbesondere von Urheberrechten 

und nicht deren Verkauf dem Steuerabzug. Dem sind die beiden Senate 

nicht gefolgt. Sowohl der 3. Senat des FG als auch der für Körperschaf-

ten zuständige 13. Senat vertreten die Auffassung, dass das anzuwen-

dende deutsche Urheberrecht (§ 29 Urhebergesetz) einem Rechtever-

kauf entgegen stehe.
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Die Verfahren wurden von der Oberfinanzdirektion Karlsruhe in ihrer 

Verfügung vom 29.04.2014 (S 2303/41 – St 142/St 136) als Muster-

verfahren hinsichtlich der Rechteüberlassung durch Fotomodelle auf-

geführt.

Gegen beide Urteile wurde beim Bundesfinanzhof Revision eingelegt. 

Die Verfahren werden dort unter den Aktenzeichen I R 83/16 und I R 

69/16 geführt.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 28.09.2016, 3 K 2206/13 und Urteil 

vom 25.08.2016, 13 K 2205/13

Ehrenamt kein Grund für Ausschluss aus  
Künstlersozialkasse

Selbstständige Künstler und Publizisten sind über die Künstlersozial-

versicherung (KSV) als Pflichtversicherte kranken-, pflege- und renten-

versichert. Die sehr vorteilhafte Versicherung endet allerdings, sobald 

neben der künstlerischen Tätigkeit eine nicht künstlerische Tätigkeit 

erwerbsmäßig ausgeübt und die Geringfügigkeitsgrenze dabei über-

schritten wird. Diese Grenze liegt bei einem Jahresgewinn von 5.400 

Euro. Erzielt ein Künstler oder Publizist also mehr als 450 Euro im Mo-

nat aus der nicht künstlerischen Tätigkeit, ist er nicht mehr in der KSV 

sozialversichert.

Eine selbstständige Lektorin und Journalistin war bereits seit Jahren 

in der KSV sozialversichert. Als Mitglied des Rates einer nordrhein-

westfälischen Großstadt und Vorsitzende einer Fraktion erhielt sie Sit-

zungsgelder, Aufwandsentschädigungen und Ersatz von Verdienstaus-

fall, welche in Summe deutlich über der Geringfügigkeitsgrenze lagen. 

Diese Bezüge sind als Einkünfte aus sonstiger selbstständiger Tätigkeit 

einkommensteuerpflichtig.

Bedeutet das für die Lektorin und Journalistin, dass sie aufgrund ihres 

Ehrenamts nun nicht mehr in der Künstlersozialkasse pflichtversichert 

ist?

Ja, sagte die Künstlersozialkasse und beendete die Mitgliedschaft der 

Journalistin. Nein, sagte aber nach längerem Rechtsstreit nun das Bun-

dessozialgericht.

Bezüge aus einem Ehrenamt in der Kommunalpolitik führen nicht zu 

einem Ausschluss aus der Künstlersozialkasse, so die Entscheidung des 

BSG. Das kommunalpolitische Mandat übt die Journalistin rein eh-

renamtlich und nicht erwerbsmäßig aus. Die Versicherungspflicht in 

der KSV wird nur dann beendet, wenn die andere nicht künstlerische, 

selbstständige Tätigkeit den Zweck des „Broterwerbs“ hat. Das Über-

schreiten der Geringfügigkeitsgrenze spielt hier also keine Rolle.

Die Journalistin und Lektorin ist somit nahtlos weiterhin in der Künst-

lersozialversicherung versichert.

Beachten Sie die Tragweite dieses Urteils, denn es kann auch auf ande-

re Bereiche ehrenamtlicher Tätigkeit übertragen werden.

BSG vom 18.2.2016, B 3 KS 1/15 R

Keine Riester-Förderung für berufsständisch  
Versicherte

„Keine Altersvorsorgezulage für Pflichtmitglieder von berufsstän-

dischen Versorgungswerken“, so lautet der Leitsatz eines Urteils des 

Bundesfinanzhofs. Klar ist nach dem Urteil zweierlei: Erstens: Wer, 

etwa als Rechtsanwalt, berufsständisch versichert ist, hat weder An-

spruch auf die staatlichen Riester-Zulagen noch auf den steuerlichen 

Sonderausgabenabzug. Aber zweitens: Die Betroffenen können den-

noch einen Riester-Vertrag abschließen. Und das kann sich ggf. auch 

ohne steuerliche Förderung lohnen.

Im BFH-Urteil ging es um einen ledigen Rechtsanwalt, der 2005 einen 

zertifizierten Riester-Vertrag abgeschlossen hatte, und jeweils die für 

die Gewährung der Höchstzulage erforderlichen Sparbeträge einge-

zahlt hatte. Eine entsprechende Förderung hatte jedoch die dafür zu-

ständige Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) abgelehnt. 

Zu Recht, wie nun auch der BFH befand. Bei der Begründung folgte 

das oberste deutsche Finanzgericht der ZfA: Sinn und Zweck der Ries-

ter-Förderung sei es, bei gesetzlich Rentenversicherten (später wurde 

ergänzt: auch bei Beamten) die gesetzlich durch das Altersvermögens-

gesetz verordnete Senkung des Versorgungsniveaus auszugleichen. Mit 

der Förderung sei hierzu ein Anreiz gesetzt worden. Das Versorgungsni-

veau von berufsständisch Versicherten sei aber, so der BFH, durch das 

Altersvermögensgesetz nicht gesenkt worden. Ergo hätten diese auch 

keinen Anspruch auf eine entsprechende Förderung.

Dennoch kann es im Einzelfall für die Betreffenden günstig sein, ei-

nen (nicht geförderten) Riester-Vertrag abzuschließen. So sind Riester 

Fondsparpläne - egal ob gefördert oder nicht - von der Abgeltungsteu-
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er befreit. Stattdessen gilt eine Sonderregelung: Als Rentner versteuern 

die Betroffenen dafür später die Hälfte der Gewinne. Voraussetzung 

dafür ist, dass der Vertrag über mindestens zwölf Jahre gelaufen ist.

Wichtig ist weiter: Eine geförderte Riester-Rente muss später norma-

lerweise voll versteuert werden. Bei einer ungeförderten Riester-Rente 

gilt dies in der Regel nur für den sogenannten Ertragsanteil. Wenn Sie 

beispielsweise mit 65 Jahren in Rente gehen, dann brauchen Sie - an-

statt wie sonst üblich volle 100 % - hier lediglich 18 % der Riester-

Rente mit Ihrem persönlichen Steuersatz zu versteuern.

Und noch ein Tipp: Der Rechtsanwalt, mit dessen Riester-Vertrag sich 

der BFH beschäftigte, war (und ist möglicherweise noch) ledig. Für 

Verheiratete, die einen Riester-berechtigten Ehepartner (der beispiels-

weise rentenversicherungspflichtig beschäftigt ist) haben, gilt eine, 

über den Ehepartner abgeleitete, Riester-Förderberechtigung. Entspre-

chende Verträge nennt man auch „Huckepack“-Verträge. Vorausset-

zung hierfür ist, dass der andere Ehepartner, der persönlich förderbe-

rechtigt ist, einen Riester-Vertrag abgeschlossen hat. Davon können 

beispielsweise Hausfrauen, aber auch berufsständisch abgesicherte 

Rechtsanwälte profitieren. Dazu müssen die Betroffenen lediglich ei-

nen Beitrag von 60 Euro jährlich in ihren Riester-Vertrag einzahlen, 

bekommen aber die volle Riester-Förderung. Der Staat gewährt den 

Betroffenen wie allen anderen Riester-Sparern eine jährliche Grundzu-

lage von maximal 154 Euro.

BFH vom 6.4.2016, X R 42/14

Positive Urteile zum Investitionsabzugsbetrag

Gleich in mehreren Urteilen hat der BFH die große Gestaltungsfreiheit 

bestätigt, die Selbstständige bei der Bildung eines Investitionsabzugs-

betrags haben, der maximal 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs-

kosten eines Wirtschaftsguts betragen darf.

Investitionsabzugsbetrag zur Kompensation einer Steuernachforde-

rung nach Betriebsprüfung zulässig: Im Gegensatz zur Finanzverwal-

tung billigt der BFH einem Unternehmer zu, zum Ausgleich einer aus 

einer Betriebsprüfung resultierenden Steuernachforderung nachträg-

lich einen IAB zu bilden (BFH-Urteil vom 23.3.2016, IV R 9/14). Es 

schadet nicht, wenn das Wirtschaftsgut zum Zeitpunkt der Bildung des 

IAB bereits angeschafft ist. Der Unternehmer muss allerdings glaub-

haft machen, dass er damals eine Investitionsabsicht hatte.

Investitionsabzugsbetrag bei unentgeltlicher Betriebsübertragung 

möglich: Ein Investitionsabzugsbetrag darf auch dann gebildet werden, 

wenn zum Zeitpunkt der Bildung feststeht, dass die geplante Investi-

tion nicht mehr vom Steuerpflichtigen selbst, sondern aufgrund einer 

unentgeltlichen Betriebsübertragung im Rahmen der vorweggenom-

menen Erbfolge vom Übernehmer des Betriebs vorgenommen werden 

soll (BFH-Urteil vom 10.3.2016, IV R 14/12).

Nicht aufgelöster Investitionsabzugsbetrag gehört nicht zum begüns-

tigten Betriebsveräußerungsgewinn: Wenn ein gebildeter Investiti-

onsabzugsbetrag zum Zeitpunkt der Veräußerung oder Aufgabe des 

Betriebs mangels Investition noch nicht aufgelöst worden ist, muss 

er, wie in anderen Fällen auch, im Jahr der Bildung rückwirkend dem 

laufenden Gewinn hinzugerechnet werden. Die Auflösung darf nicht 

als Teil des steuerbegünstigten Aufgabegewinns erfasst werden (FG 

Niedersachsen vom 12.11.2014, 3 K 3/13). Die beim BFH eingelegte 

Revision hat das Az. X R 16/15. Wir halten es für sehr unwahrscheinlich, 

dass der BFH eine davon abweichende Entscheidung trifft.


